
ÄA 6.9-1 Staatsleistungen in Hessen ablösen!

AntragstellerIn: Friedrich Battenberg (KV Darmstadt-Dieburg)

Die Landesmitgliederversammlung möge beschließen:

Vor Zeile 1 einfügen:
Artikel 52 der Hessischen Verfassung lautet: ‚Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln
beruhenden Staatsleistungen an die Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften werden
im Wege der Gesetzgebung abgelöst.‘

Von Zeile 3 bis 5 einfügen:
zwischen Hessen und den Katholischen Bistümern. Dazu soll ein Dialogprozess innerhalb wie
außerhalb der Partei in Gang gesetzt werden, um zu eruieren auf welche Art und Weise, ob vertraglich
oder gesetzlich diesem Ziel in absehbarer Zeit nähergekommen werden kann.

Landesmitgliederversammlung in Limburg am 26. September 2015



ÄA 6.11-1 Informelle Selbstbestimmung schützen, Vorratsdatenspeicherung stoppen!

AntragstellerIn: Eva Goldbach (KV Vogelsberg)

Die Landesmitgliederversammlung möge beschließen:

Nach Zeile 4 einfügen:
Auch innerhalb der Landesregierung werden DIE GRÜNEN ihre ablehnende Haltung deutlich machen.
Gemäß den Vereinbarungen im Koalitionsvertrag wird Hessen daher im Bundesrat den Plänen der
Bundesregierung zur Vorratsdatenspeicherung nicht zustimmen.

Unterstützer*innen

Landesvorstand

Landesmitgliederversammlung in Limburg am 26. September 2015



ÄA 6.13-1 Antimuslimischen Rassismus auf allen Ebenen bekämpfen!

AntragstellerIn: Angela Dorn (KV Marburg-Biedenkopf)

Die Landesmitgliederversammlung möge beschließen:

Von Zeile 33 bis 36:
BÜNDNIS 90/Die Grünen Hessen setzt sich dafür ein, das Kopftuchverbot in Hessen ausnahmslos
abzuschaffen.

Die Landtagsfraktion von BÜNDNIS 90/Die Grünen Hessen möge prüfen, inwieweit das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts in Hessen umsetzbar ist.

Für uns ist entscheidend, was Menschen in ihrem Kopf bewegen und nicht, was sie auf ihrem Kopf
tragen. Schon bei der Verabschiedung des Gesetzes zum Kopftuchverbot in Hessen 2004 haben wir auf
Gleichbehandlung aller Religionen gedrungen. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem so
genannten 'Kopftuch-Urteil' festgestellt, dass in Bezug auf das Tragen religiöser Symbole oder
Kleidungsstücke alle Religionen und Glaubensgemeinschaften gleich zu behandeln sind. Es ist nicht
zulässig, christliche Symbole pauschal zu erlauben und muslimische Symbole pauschal zu verbieten.
Vielmehr ist nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts im Einzelfall zu prüfen, ob durch
das Tragen eines religiösen Symbols andere Personen tatsächlich in der Ausübung ihrer Rechte
beeinträchtigt werden. Die LMV begrüßt, dass die Landesregierung das Urteil in Hessen bereits auf
dem Erlassweg umgesetzt hat und auch eine Anpassung der entsprechenden Gesetze prüfen will.

Landesmitgliederversammlung in Limburg am 26. September 2015



ÄA 6.13-2 Antimuslimischen Rassismus auf allen Ebenen bekämpfen!

AntragstellerIn: Hanif Aroji (KV Offenbach-Stadt)

Die Landesmitgliederversammlung möge beschließen:

Von Zeile 33 bis 36:
BÜNDNIS 90/Die Grünen Hessen setzt sich dafür ein, das Kopftuchverbot in Hessen ausnahmslos
abzuschaffen.

Die Landtagsfraktion von BÜNDNIS 90/Die Grünen Hessen möge prüfen, inwieweit das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts in Hessen umsetzbar ist.

Für uns ist entscheidend, was Menschen in ihrem Kopf bewegen und nicht, was sie auf ihrem Kopf
tragen. Schon bei der Verabschiedung des Gesetzes zum Kopftuchverbot in Hessen 2004 haben wir auf
Gleichbehandlung aller Religionen gedrungen. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem so
genannten 'Kopftuch-Urteil' festgestellt, dass in Bezug auf das Tragen religiöser Symbole oder
Kleidungsstücke alle Religionen und Glaubensgemeinschaften gleich zu behandeln sind. Es ist nicht
zulässig, christliche Symbole pauschal zu erlauben und muslimische Symbole pauschal zu verbieten.
Vielmehr ist nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts im Einzelfall zu prüfen, ob durch
das Tragen eines religiösen Symbols andere Personen tatsächlich in der Ausübung ihrer Rechte
beeinträchtigt werden. Die LMV begrüßt, dass die Landesregierung das Urteil in Hessen bereits auf
dem Erlassweg umgesetzt hat und fordert die Landesregierung auf, eine Anpassung der
entsprechenden Gesetze vorzunehmen.

Landesmitgliederversammlung in Limburg am 26. September 2015

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

http://www.tcpdf.org

	ÄA 6.9-1: Staatsleistungen in Hessen ablösen!
	ÄA 6.11-1: Informelle Selbstbestimmung schützen, Vorratsdatenspeicherung stoppen!
	ÄA 6.13-1: Antimuslimischen Rassismus auf allen Ebenen bekämpfen!
	ÄA 6.13-2: Antimuslimischen Rassismus auf allen Ebenen bekämpfen!

